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TOP 20:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes und anderer Gesetze

Drucksache: 294/16

Zur Kernfunktion der Arbeitnehmerüberlassung gehört, dass sie vorübergehend 
erfolgt. Der dauerhafte Einsatz von Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern 
kann hingegen zu der Verdrängung von Stammarbeitnehmerinnen und -arbeit-
nehmern im Einsatzbetrieb führen. Dem soll künftig gesetzlich entgegengewirkt 
werden. Hierzu wird eine Überlassungshöchstdauer von 18 Monaten eingeführt, die 
bestehende Regelungen aus der betrieblichen Praxis aufgreift. Um die notwendige 
Flexibilität zu erhalten, kann von der Überlassungshöchstdauer durch Tarifvertrag 
der Einsatzbranche oder durch eine auf Grund eines Tarifvertrages geschlossene 
Betriebs- oder Dienstvereinbarung abgewichen werden.

Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer sollen künftig spätestens nach neun 
Monaten hinsichtlich des Arbeitsentgelts mit den Stammbeschäftigten gleichgestellt 
werden (Equal Pay). Längere Abweichungen sollen künftig nur möglich sein, wenn 
durch (Branchen-)Zuschlagstarifverträge sichergestellt wird, dass Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer stufenweise an ein Arbeitsentgelt herangeführt 
werden, das von den Tarifvertragsparteien der Zeitarbeitsbranche als gleichwertig 
mit dem tarifvertraglichen Arbeitsentgelt vergleichbarer Arbeitnehmer in der 
Einsatzbranche festgelegt wird.

Nicht zu den Kernfunktionen der Arbeitnehmerüberlassung gehört es, Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer als Streikbrecher einzusetzen. Dies soll künftig 
verhindert werden.

Es soll gesetzlich klargestellt werden, dass Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer bei den betriebsverfassungsrechtlichen und den für die Unternehmensmit-
bestimmung geltenden Schwellenwerten auch beim Entleiher zu berücksichtigen 
sind, soweit dies der Zielrichtung der jeweiligen Norm nicht widerspricht.

Missbräuchliche Gestaltungen des Fremdpersonaleinsatzes sollen verhindert und die 
Rechtsicherheit bei Nutzung von Werkverträgen erhöht werden. Deshalb wird die
von der Rechtsprechung entwickelte Abgrenzung von abhängiger zu selbstständiger 
Tätigkeit gesetzlich niedergelegt.
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Außerdem wird klargestellt, dass der Weiterverleih von Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmern verboten ist. Wenn bei einem derartigen Fremdpersonaleinsatz 
weitere Unternehmen ohne arbeitsvertragliche Beziehung zum Leiharbeitnehmer 
zwischengeschaltet werden und die Überlassungshöchstdauer überschritten ist, 
keine Verleiherlaubnis besteht oder eine verdeckte Arbeitnehmerüberlassung 
vorliegt, soll das Arbeitsverhältnis des Leiharbeitnehmers zum Einsatzarbeitgeber 
fingiert werden, bei dem die Arbeitsleistung tatsächlich erbracht wird.

Im Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) wird der Inhalt des bereits bestehenden 
Informationsrechts des Betriebsrats über den Einsatz von Personen, die nicht im 
Arbeitsverhältnis zum Arbeitgeber des Betriebs stehen, gesetzlich klargestellt.

Der Ausschuss für Kulturfragen und der Rechtsausschuss empfehlen dem 
Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung zu nehmen.

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik und der 
Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben.

Die Empfehlungen sind im Einzelnen aus BR-Drucksache 294/1/16 ersichtlich.
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